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Die Reichstagswahl im Jahr 2006 endete
mit einer Überraschung. Zur Zeit der Wahl
waren die öffentlichen Haushalte konsoli-
diert, der Arbeitsmarkt dynamisch und die
Zukunftsaussichten rosig. Obwohl sozial-
demokratische Minderheitsregierungen
nach der ökonomischen Krise zu Beginn
der 90er Jahre den Wohlfahrtsstaat erfolg-
reich reformierten,errang eine bürgerliche
Koalition mit knappem Vorsprung die ab-
solute Mehrheit. Die bürgerliche »Allianz
für Schweden« setzt sich aus Konserva-
tiver Partei, liberaler Volkspartei, der ehe-
mals agrarisch geprägten Zentrumspartei
sowie den noch jungen Christdemokraten
zusammen.

Projekte der bürgerlichen
»Allianz für Schweden«

Diese Koalition stellt eine Zäsur in der
schwedischen Parteiengeschichte dar. Die
Sozialdemokraten konnten ihre Hege-
monie auch darauf aufbauen, dass das bür-
gerliche Lager gespalten und programma-
tisch zerstritten war. Nach der verheeren-
den Wahlschlappe im Jahr 2002 veränder-
te die Konservative Partei ihre programm-
atische Ausrichtung. Sie titulierte sich sel-
ber nicht nur als »Neue Konservative Par-
tei«, sondern trat offensiv auch als »neue
Arbeiterpartei« auf, die den Wohlfahrts-
staat verbessern, nicht abbauen wollte. Die
bürgerliche Politik sollte noch stärker die
(aus kontinentaleuropäischer Perspekti-

ve bereits sehr hohe) Beschäftigung aus-
weiten. Steuersenkungen wurden nur in
Aussicht gestellt, wenn die finanzielle So-
lidität der öffentlichen Haushalte dadurch
nicht gefährdet wird. Zusätzlich inten-
sivierte die »Neue Konservative Partei«
die Zusammenarbeit im bürgerlichen La-
ger. Zwischen den vier bürgerlichen Par-
teien wurde ein gemeinsames Wahlpro-
gramm ausgehandelt, die ehemaligen pro-
grammatischen Differenzen wurden aus-
geglichen.

Wie löste die bürgerliche »Allianz für
Schweden« ihre Wahlversprechen ein? Ein
erstes zentrales Ziel der Regierung bestand
darin, das System der in Schweden freiwil-
ligen Arbeitslosenversicherung zu refor-
mieren. Die Versicherung wird von den
Gewerkschaften getragen und stellt für sie
wichtige Machtressourcen dar. Während
die bürgerlichen Parteien sie zu Beginn der
90er Jahre noch verstaatlichen wollten,
bestand die Strategie diesmal darin, die
staatlichen Transferzahlungen für die Ar-
beitslosenversicherung zu kappen. Dies
hatte zur Folge, dass sich die Kosten für die
Arbeitnehmer erhöhten. Sehr viele von
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ihnen kündigten daraufhin ihre Arbeits-
losenversicherung und traten gleichzeitig
aus den Gewerkschaften aus. Der gewerk-
schaftliche Organisationsgrad im sozial-
demokratischen Modell sinkt seither dra-
matisch.

Ein zweites Projekt der bürgerlichen
Koalition bestand darin, den öffentlichen
Sektor in seiner großen Bedeutung für die
schwedische Ökonomie zurückzuführen.
Eine solche Politik wurde zum Teil schon
von sozialdemokratischen Regierungen
der Vergangenheit eingeschlagen. Aller-
dings forcierten die bürgerlichen Parteien
die Schleifung ehemals staatlicher Mono-
pole (beispielsweise die Apotheken), sie
verkauften staatliche Anteile an promi-
nenten Betrieben und führten die Be-
schäftigung im öffentlichen Sektor zurück.
Diese politische Stoßrichtung wird auch
an der familienpolitischen Offensive der
bürgerlichen Allianz deutlich. Seit 2008
ermöglicht die Regierung den Kommu-
nen, ein Betreuungsgeld an die Eltern
derjenigen Kinder auszuzahlen, die nicht
öffentliche Betreuungseinrichtungen auf-
suchen.

Das dritte Projekt der bürgerlichen
»Allianz für Schweden« bestand darin, ei-
ne nach Einkommensunterschieden diffe-
renzierte Steuersenkung einzuführen. In
Anlehnung an den US-amerikanischen
»earned-income tax credit« wurden ge-
staffelte Steuerabzüge eingeführt. In meh-
reren Schritten verminderte sich seit dem
1. Januar 2007 die Steuerlast für die unte-
ren Einkommensgruppen. Die Regierung
verfolgt mit dieser Politik das Ziel, Ar-
beitsanreize für gering entlohnte Tätig-
keiten zu verbessern. Indirekt bewirkt die-
se Politik eine partielle Verringerung der
Steuerlast sowie des gesamtstaatlichen
Steueraufkommens.

Am Vorabend der internationalen Fi-
nanzkrise konnte die bürgerliche Reform-
politik somit deutliche Akzente im sozial-
demokratischen Wohlfahrtsstaat setzen;
weniger Staat und mehr Wahlfreiheit bzw.

Eigenverantwortung waren die Schlag-
worte. Die schwedischen Gewerkschaften
kritisierten diese Politik, und die linken
Parteien unter der Führung der Sozialde-
mokratie reagierten mit einem strategi-
schen Schachzug: Seit Dezember 2008 gibt
es eine offizielle linke Parteienallianz zwi-
schen Sozialdemokratischer Partei, Grü-
ner Partei und Linkssozialisten. Seither
wird an einem gemeinsamen Wahlpro-
gramm gearbeitet und seit März 2009 lie-
gen Ergebnisse vor. Die schwedische So-
zialdemokratie hat sich von ihrer traditio-
nellen Rolle als »natürliche« Regierungs-
partei in Minderheitsregierungen verab-
schiedet und strebt nun programmatisch
vorbereitete Koalitionen im linken Lager
an. Gegenwärtig findet der Parteienwett-
bewerb als Machtkampf zwischen zwei in
sich mehr oder weniger programmatisch
geschlossenen Blöcken statt.

Finanzkrise und
Krisenpolitik

Die Finanzkrise impliziert neue Rahmen-
bedingungen für die schwedische Politik.
Das sozialdemokratisch-schwedische Mo-
dell hat sich in den letzten Jahren ver-
ändert. Die Börsenumsätze stiegen rasant
an, und die schwedischen Banken expan-
dierten in atemberaubendem Tempo auf
den osteuropäischen Märkten, vor allem
im Baltikum. Das Kapital des schwedi-
schen Bankensektors stieg in Relation zum
schwedischen Bruttoinlandsprodukt von
ca. 100 % im Jahre 2000 auf über 900 % im
Jahre 2008. Hinzu kommt eine noch weiter
angestiegene Verflechtung der schwedi-
schen Ökonomie mit den internationalen
Märkten. Daher traf die Finanzkrise die
schwedische Ökonomie hart. Ähnlich wie
in Deutschland kontrahierte die schwe-
dische Ökonomie im Jahr 2009 um ca.
fünf Prozent.

Die bürgerliche Koalition zögerte lan-
ge, bis sie nach Druck der Gewerkschaften,
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der Opposition aber auch einiger Öko-
nomen auf die Finanzkrise reagierte. Die
Krisenpakete, die seit Herbst 2008 ge-
schnürt wurden, überraschen in einigen
Punkten. Nach ersten Stützungspaketen für
den schwedischen Bankensektor erkannte
die bürgerliche Koalition im Winter 2008/
2009 explizit die herausragende Rolle des
Wohlfahrtsstaates zur Dämpfung von kon-
junkturellen Einbrüchen an. Die sogenann-
ten automatischen Stabilisatoren, die die
inländische Kaufkraft mittels sozialpoliti-
scher Sicherungsprogramme auch in Kri-
senzeiten stützen, sind in Schweden so
hoch wie in keinem anderen OECD Land.

Ebenso überraschen die großzügigen
Transferzahlen der nationalen Regierung
an die lokalen und regionalen Gebiets-
körperschaften. Sie sind die hauptsächli-
chen Arbeitgeber des schwedischen Wohl-
fahrtsstaates. Mit der Finanzkrise und den
rückläufigen Steuereinnahmen drohen
diesen Gebietskörperschaften weiter rück-
läufige Beschäftigungszahlen. Dies hat die
bürgerliche Regierung mit den Budgets
für das Jahr 2009 und 2010 abgewendet
und sich bereit erklärt, Transfers an diese
Gebietskörperschaften zu tätigen, um die
dortige (staatliche) Beschäftigung zu sta-
bilisieren.

Es überrascht auch, dass die bürger-
liche Koalition zur Bekämpfung der Ar-
beitsmarktkrise verstärkt auf die (sozial-
demokratische) aktive Arbeitsmarktpoli-
tik setzt. Entgegen dem kontinentaleuro-
päischen Trend werden in Schweden we-
nige direkte Subventionen – z.B. für die
Automobilindustrie – eingesetzt. Die Stüt-
zung der Exportindustrie konzentriert sich
auf staatliche Ausfallbürgschaften und
Kreditgarantien. Direkte (zeitlich befriste-
te) Subventionen existieren allenfalls im
Rahmen von Steuernachlässen für Dienst-
leistungen, die sich auf den Haushalt und
die Instandhaltung von Wohneigentum
konzentrieren.

Damit folgt die bürgerliche Koalition
einer (zumindest in Schweden) genuin so-

zialdemokratischen Politik, wirtschaftli-
chen Wandel nicht zu blockieren, sondern
dessen Folgen so zu flankieren, dass die
davon betroffenen Arbeitnehmer wieder
rasch in Arbeit kommen.

Schließlich ist bemerkenswert,dass die
bürgerliche Regierung verstärkt – wenn-
gleich nicht so umfassend wie vor der Kri-
se – die freiwilligen Arbeitslosenversiche-
rungen finanziert. Vor dem Hintergrund
einer rasch zunehmenden offenen Ar-
beitslosigkeit stellt die zunehmende An-
zahl von Erwerbstätigen ohne Arbeits-
losenversicherungen ein brisantes Prob-
lem dar.

Renaissance sozialdemo-
kratischer Politik?

Während die bürgerlichen Parteien auf-
grund ihrer Krisenpolitik seit Herbst 2008
in der Wählergunst durchaus punkteten,
scheinen sich jüngst die Präferenzen der
schwedischen Wähler stärker dem linken
Lager zuzuneigen. Meinungsumfragen zu-
folge führt das linke Lager mit einem
knappen Vorsprung.

Allerdings belegen diese Umfragen
auch, dass die rechtspopulistischen Schwe-
dendemokraten zulegen. Sie liegen ge-
genwärtig knapp über der für das schwe-
dische Wahlsystem kritischen 4 %-Hür-
de. Damit könnte sich eine rechtspopulis-
tische Partei als Zünglein an der Waage
zwischen den politischen Lagern etablie-
ren.

Die bürgerliche Krisenpolitik im so-
zialdemokratisch-schwedischen Modell
nahm im Verlauf der Finanzkrise einige
Reformen zurück, die auf Entstaatlichung
abzielten. Klassische sozialdemokratische
Politiken gehören nun zum politischen
Repertoire der Mitte-Rechts-Parteien. Die
Wahl im September 2010 wird auch an der
Frage entschieden, ob die Wähler bereit
sind, höhere Steuern – wie vom linken La-
ger gefordert – zu akzeptieren.
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